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den Anfang dieses neuen Staatsrathes als das Heil meiner Erblande, Beruhigung 
meines Gemüthes und Gewissens." Unter ihren Nachfolgern veränderte sich der 
Charakter des Staatsrates. Joseph IL sah in ihm ein Diskussionsforum für seine 
Vorstellungen und Ideen. Leopold IL wiederum erachtete den Staatsrat als In-
formationsquelle für seine eigenen, oftmals unzulänglichen Kenntnisse, sowie als 
„Kummerkasten". Unter Franz I. degenerierte der Staatsrat zu einem polizei-
staatlichen Bespitzelungsorgan für die Beamtenschaft der Monarchie. Hieran än-
derte sich unter Ferdinand kaum etwas, doch wurde die Macht des Staatsrates ent-
schieden beschnitten. Unter Franz wurde 1814 dem Rat jede exekutive Gewalt 
abgesprochen. Ferdinand wollte ihn nur bei Angelegenheiten hören, bei denen ihm 
eine Stellungnahme des Staatsrates erforderlich schien, und betonte 1836: „Der 
Staatsrath bildet keine Autorität und hat keine ausübende Gewalt irgend einer 
Art. Seine Beschlüsse haben nur die Natur eines Gutachtens, das ich nach dgenem 
Ermessen anzunehmen, zu verändern oder zu verwerfen mir vorbehalte." Damit 
war der Staatsrat der franziszeischen und der ferdinandeischen Zeit nicht mit der 
staatsrechtlichen Funktion anderer zeitgenössischer Staatsräte vergleichbar. So war 
beispielsweise in Bayern der Staatsrat ein verfassungsmäßiges Organ zur Vorbe-
ratung von Gesetzen. 
Der Schwerpunkt der Ausführungen von Hock/Bidermann liegt auf der Regie-
rungszeit Maria Theresias und Josephs IL Von den 737 Seiten beschäftigen sich 
allein 628 mit dieser Epoche. Der Wert der Arbeit liegt daher auch in den aufge-
arbeiteten Materialien zur Josephinismusproblematik. 
Insgesamt gesehen wagt der Rez. zu bezweifeln, ob es sinnvoll war, einen Re-
print des Hockschen Staatsrates vorzulegen. 
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Nach dem ersten, der Wirtsdiaftsentwicklung gewidmeten Band dieses groß 
angelegten Werkes liegt nun der zweite Band vor, der mehr enthält, als der 
Untertitel vermuten läßt. Dies gilt bereits für den souverän geschriebenen Ein-
leitungsbeitrag von Robert A. Kann über „die Habsburgermonarchie und das 
Problem des übernationalen Staates", der dne knapp gehaltene, präzise analy-
sierende Strukturgeschichte der Monarchie gibt und Realität und Reformpro-
grammatik dieses Staates konfrontiert. Einen anderen Aspekt, nämlich die 
offiziellen wie die informellen Berater des Kaisers und deren Einflußmöglich-
keiten, behandelt Alexander Novotný; es ist dies ein Problem, das erst durch 
Arbeiten aus den letzten Jahrzehnten, etwa durch Peter Hanak, in seiner Trag-
weite erkannt worden ist. Um die Verwaltung im engeren Sinne, ihre Struktur 
und Funktionsfähigkeit geht es in dem Beitrag von Walter Goldinger über „die 
Zentralverwaltung in Cisleithanien — Die zivile gemeinsame Zentralverwal-
tung". Es folgen Abschnitte über „die Landesverwaltung in Cisleithanien" 
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(Ernst C. Hellbling) und über „die Lokalverwaltung in Cisleithanien" (Jiři 
Klabouch). George Barany behandelt die Verwaltung Ungarns und die Re­
formversuche Julius Szapárys und Stephan Tiszas, die unter anderem von der 
Furcht vor den nicht-madjarischen Nationalitäten diktiert waren. Die Verwal­
tung im Königreich Kroatien und Slawonien vor und nach dem Ausgldch von 
1867 stellt Hodimir Sirotkovic dar, wobei die durch den Ausgldch bewirkten 
Komplikationen und Reibungsflächen in der staatlichen Sphäre sehr deutlich zu­
tage treten. Bela Sarlós und Werner Ogris geben auf umsichtige Weise einen Auf­
riß des Rechtswesens in Ungarn und in der westlichen Reichshälfte, während 
der abschließende Beitrag von Friedrich Lehne dem „Rechtsschutz im öffentlichen 
Recht" gilt. Dabei werden die Leistungen der Monarchie auf diesem Gebiete der 
individuellen Freiheitssicherung wohl mit Recht hoch veranschlagt. Ein Ver­
zeichnis der angeführten Gesetze und Verordnungen sowie Namen-, Orts- und 
Sachregister ergänzen den umfangreichen Band und erhöhen seine Verwendbar­
keit. Insgesamt zeichnen sich fast alle Beiträge durch ein hohes Maß an wissen­
schaftlicher Objektivität aus. Was dem Bohemisten auffallen muß, ist die Tat­
sache, daß die Arbeitsergebnisse des von Karl Bosl herausgegebenen vierbändi­
gen „Handbuchs der Geschichte der böhmischen Länder" kaum herangezogen 
worden sind, obwohl dies manchen Beiträgen sicherlich zugute gekommen wäre. 
Dessenungeachtet zeichnet sich aber mit diesem gewichtigen Band ein in Zu­
kunft unentbehrliches Standardwerk für die Erforschung der Donaumonarchie 
zwischen 1848 und 1918 ab, wofür Herausgebern und Autoren hoher Dank 
sicher ist. 
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Das Phänomen Josephinismus — in der Thematik seiner Probleme erstaunlich 
aktuell — zieht immer wieder aufs neue das Interesse junger Wissenschaftler auf 
sich. In Wiederaufnahme und Erweiterung seines Beitrages „der Begriff Bischofs­
amt bei Joseph Valentin Eybel" in der Festschrift für Klaus Mörsdorf, München 
1969, untersucht Knut Wolf in seiner Münchner Habilitationsschrift „das bischöf­
liche Amt in der Sicht josephinischer Kirchenrechtler" und versucht damit eine bis­
her wenig erforschte Lücke der kirchlichen Rechtsgeschichte zu schließen. Dabei 
stützt er sich fast ausschließlich auf die akademischen Lehrbücher der bekanntesten 
josephinischen Kanonisten. 
Nach kurzer historischer Einführung verweist der Verfasser auf die vier großen 
Gallikaner Thomassin, de Marca, Petau und Fleury, auf deren Werke die öster­
reichischen Kirchenrechtsrdormer vorrangig sich berufen, und stellt den berühm­
ten Löwener Theologen Bernard Zeger van Espen als den eigentlichen Lehrmeister 
der Josephiner heraus, der in seinem bedeutenden Hauptwerk „Ius ecclesiasticum 
Universum" (1700) das bischöfliche Amt als eine „per se" die volle kirchliche Re-
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